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Beendigung der Dienstantrittsreise
Dies ist der maßgebende Stichtag für die Angaben in o. g. Antrag auf Gewährung von Trennungsgeld und
dieser Zusatzerklärung. Nach dem Stichtag eingetretene Änderungen sind auf Seite 2 anzugeben.

Zusatzerklärung zum Trennungsgeldantrag bei Zusage der Umzugskostenvergütung

21315 Lüneburg

Zutreffendes bitte ankreuzen oder ausfüllen

Niedersächsisches Landesamt für

Bezüge und Versorgung - SG TGUK

Postfach 25 20

Name, Vorname, ggf. Amts-/Dienstbezeichnung Geburtsdatum

monatliche Miete (Euro)

Zusatzerklärung zum Antrag auf Gewährung von Trennungsgeld vom Antragsdatum

Wechsel des Dienstortes mit Wirkung vom neuer Dienstortbisheriger Dienstort

Die Zusage der Umzugskostenvergütung erfolgte mit Wirkung vom Tag der Bekanntgabe

Datum

Zusätzliche Angaben zur bisherigen Wohnung:
Zur Erläuterung des Wohnungsbegriffs siehe Seite 3 des Antrags auf Gewährung von Trennungsgeld.
Bei Mietobjekten bitte eine vollständige Kopie des Mietvertrages o. ä. beifügen!

Größe der bisherigen Wohnung m² Die Wohnung besteht aus (Anzahl der Räume):

Zimmer, Küche, Bad / WC, Diele, Keller, Bodenraum,

weitere Räume:

Nur ausfüllen, wenn am bisherigen Dienstort Trennungsgeld gezahlt wurde:
Das Mietverhältnis für meine Unterkunft am bisherigen Dienstort kann frühestens gelöst werden zum

Datum Vertragsende

Eine vorübergehende Unterkunft am neuen Dienstort wurde angemietet
(bitte Vertragskopie beifügen).

Mietbeginn (Datum)

Die Hinweise zu den Pflichten nach Zusage der Umzugskostenvergütung auf Seite 2 sind mir bekannt.

Ich bin seit Wirksamwerden der Maßnahme / Zusage der UKV uneingeschränkt bereit, zum neuen Dienstort umzuziehen.

ja nein, bitte begründen

Ich bin aus folgendem Grund vorübergehend am Umzug gehindert
(zu möglichen Umzugshinderungsgründen siehe die Hinweise auf Seite 2)

Ich versichere, dass die vorstehenden Angaben richtig und vollständig sind. Ich verpflichte mich, alle Änderungen unverzüglich anzuzeigen,
wenn sie für die Trennungsgeldgewährung bedeutsam sein könnten (z. B. Urlaub, Krankheit, Umzug, Änderung des Familienstandes,
Auflösung des Hausstandes oder der häuslichen Gemeinschaft, Unterstellen der Möbel, Wegfall des Umzugswillens, Beendigung der
Maßnahme).

Ort, Datum, Unterschrift



Hinweise zu den Pflichten der trennungsgeldberechtigten Person und Erläuterungen zu den Voraussetzungen für Gewährung von
Trennungsgeld nach Zusage der Umzugskostenvergütung

Die trennungsgeldberechtigte Person ist nach Zusage der Umzugskostenvergütung verpflichtet, ihre uneingeschränkte Umzugswilligkeit zu
erklären und sich nachweislich um die Erlangung einer Wohnung am neuen Dienstort - zu dem auch das Einzugsgebiet gehört - fortgesetzt
und ernsthaft zu bemühen.

- Trennungsgeld wird nur gezahlt, solange der Umzug an den neuen Dienstort wegen Wohnungsmangel verhindert wird,
d. h., es ist keine angemessene und zumutbare Wohnung am Dienstort zu erhalten.

- Jede gebotene Gelegenheit, eine Wohnung zu erlangen, muss ausgenutzt werden.
- Die Zahlung des Trennungsgeldes wird eingestellt, wenn trotz Bekundung der Umzugswilligkeit, später eine Wohnung

aus nicht zwingenden Gründen abgelehnt wird.
- Unangemessene Ansprüche an die Größe oder Lage der Wohnung und z. B. Immobilieneigentum oder Berufstätigkeit

von Familienangehörigen am bisherigen Wohnort stellen trennungsgeldrechtlich keine zwingenden Gründe dar, den
Umzug zu verzögern.

- Trennungsgeld steht nur dann zu, wenn von Anfang an ernsthaft die Absicht besteht, die Wohnung sofort zu verlegen.
Andernfalls muss mit der Rückforderung des ggf. gezahlten Trennungsgeldes gerechnet werden.

Im Rahmen der fortgesetzten und ernstlichen Bemühungen, von Beginn der Maßnahme an eine Wohnung zu erlangen, gehört es u. a. zu
den Pflichten einer berechtigten Person:

• eigene Wohnungssuchanzeigen am neuen Dienstort aufzugeben,
• auf Wohnungsangebote in den am neuen Dienstort erscheinenden Medien zu reagieren,
• mit Baugenossenschaften, Bauträgern, Wohnungsmaklern usw. zu verhandeln und sich vormerken zu lassen,
• sich um instandsetzungsfähige Wohnungen zu bewerben,
• sich um eine Wohnung bei den örtlichen Dienststellen und um die Zuweisung einer Landesbedienstetenwohnung beim

Landesamt für Soziales, Jugend und Familie - Außenstelle Lüneburg -, Auf der Hude 2, 21339 Lüneburg zu bemühen.

Zum Dienstort gehört auch sein Einzugsgebiet, innerhalb dessen Berechtigte sich um eine Wohnung bemühen müssen. Dies ist das
Gebiet, in dem sich Wohnungen befinden, die auf einer üblicherweise befahrenen Strecke weniger als 30 km von der neuen Dienststätte
entfernt liegen. (§ 3 Absatz 1 Nr.1 Buchstabe c Bundesumzugskostengesetz - BUKG)

Mit dem Begriff „Wohnung“ ist grundsätzlich eine Mietwohnung gemeint. Angemessen ist eine Wohnung, die den familiären
Bedürfnissen der berechtigten Person entspricht. Dabei ist von der bisherigen Wohnungsgröße auszugehen, es sei denn, dass sie in einem
erheblichen Missverhältnis zur Zahl der zum Haushalt gehörenden Personen steht.
Bei der Beurteilung der Angemessenheit der Wohnungsgröße ist auch die Lage des Wohnungsmarktes am neuen Dienstort und seinem
Einzugsgebiet zu berücksichtigen (§ 2 Absatz 1 Satz 5 TGV). Daraus ergibt sich, dass die Lage des Wohnungsmarktes dazu zwingen kann,
bei der Prüfung der Angemessenheit der Wohnung vom Grundsatz der Berücksichtigung der bisherigen Wohnungsgröße abzuweichen. Bei
einem besonders engen Wohnungsmarkt ist der Bezug einer Wohnung auch dann zumutbar, wenn sie zwar nicht der bisherigen Größe
entspricht, aber für die berechtigte Person und ihre Familie unter den gegebenen Umständen als noch ausreichend anzusehen ist.

Mit dem Forderungsnachweis ist monatlich ein Bericht mit Nachweisen über die Wohnungsbemühungen vorzulegen (z. B. Angebote von
Mietwohnungen und -häusern in den Medien am neuen Dienstort sowie Stellungnahmen hierzu mit den Angaben über Wohnungsgröße,
Mietpreis, ggf. Ablehnungsgründe, Name der Zeitung, Datum des Erscheinens; Angebote von Maklern, Baugenossenschaften,
Baugesellschaften, örtliche Dienststellen; Vorlage eigener Wohnungssuchanzeigen und entsprechender Angebote darauf). Bei anerkanntem
Umzugshinderungsgrund entfällt die Nachweispflicht.

Umzugshinderungsgründe (abschließende Aufzählung; siehe dazu § 12 Absatz3 BUKG bzw. § 2 Absatz2 TGV)
(Nach Wegfall eines anerkannten Grundes wird kein Trennungsgeld mehr gezahlt. Erfolgt danach kein unmittelbarer Umzug, ist das
Trennungsgeld zurückzuzahlen.)
1. Vorübergehende schwere Erkrankung der berechtigten Person oder eines Familienangehörigen bis zu 1 Jahr	
2. Beschäftigungsverbote für die Berechtigte oder eine Familienangehörige nach Mutterschutzrecht	
3. Schul- oder Berufsausbildung eines Kindes bis zum Ende des Schul- oder Ausbildungsjahres; ist das Kind in

Jahrgangsstufe 12 oder im vorletzten Ausbildungsjahr bis zum Ende des folgenden Schul- oder Ausbildungsjahres	
4. Schul- oder Berufsausbildung eines schwerbehinderten Kindes, solange diese am neuen Dienst- oder Wohnort oder in

erreichbarer Entfernung davon wegen der Behinderung nicht fortgesetzt werden kann	
5. Akute lebensbedrohende Erkrankung eines Elternteils, Ehegatten oder Lebenspartners 	
6. Schul- oder erste Berufsausbildung des Ehegatten oder Lebenspartners in entsprechender Anwendung der Nr. 3

Die Umzugshinderungsgründe sind entsprechend zu belegen.
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